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B9-0099/2024

Entschließung des Europäischen Parlaments zu Rechtsstaatlichkeit und Medienfreiheit 
in Griechenland
(2024/2502(RSP))

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf den Vertrag über die Europäische Union (EUV), insbesondere auf die 
Artikel 2, 3, 4, 6 und 7,

– unter Hinweis auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 
insbesondere auf die Artikel über die Achtung, den Schutz und die Förderung der 
Demokratie, der Rechtsstaatlichkeit und der Grundrechte in der Union,

– unter Hinweis auf die Charta der Grundrechte der Europäischen Union,

– unter Hinweis auf die Verfassung Griechenlands vom 9. Juni 1975,

– unter Hinweis auf die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte,

– unter Hinweis auf die Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Union,

– unter Hinweis auf den aktualisierten Bericht der Agentur der Europäischen Union für 
Grundrechte vom 24. Mai 2023 mit dem Titel „Surveillance by intelligence services: 
Fundamental rights safeguards and remedies in the EU – 2023 update“ (Überwachung 
durch Nachrichtendienste: Grundrechtsgarantien und Rechtsbehelfe in der EU – 
Aktualisierung 2023),

– unter Hinweis auf die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte,

– unter Hinweis auf seine Empfehlung vom 15. Juni 2023 an den Rat und die 
Kommission nach der Prüfung von behaupteten Verstößen gegen das Unionsrecht und 
Missständen bei der Anwendung desselben im Zusammenhang mit dem Einsatz von 
Pegasus und ähnlicher Überwachungs- und Spähsoftware1,

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 5. Juli 2023 mit dem Titel 
„Bericht über die Rechtsstaatlichkeit 2023 – Die Lage der Rechtsstaatlichkeit in der 
Europäischen Union“ (COM(2023)0800) und die begleitende Arbeitsunterlage der 
Kommissionsdienststellen vom 5. Juli 2023 mit dem Titel „Bericht über die 
Rechtsstaatlichkeit 2023 – Länderkapitel zur Lage der Rechtsstaatlichkeit in 
Griechenland“ (SWD(2023)0808),

– gestützt auf Artikel 132 Absatz 2 seiner Geschäftsordnung,

1 ABl. C, C/2024/494, 23.1.2024, ELI: https://eur-lex.europa.eu/eli/C/2024/494/oj?locale=de. 

https://eur-lex.europa.eu/eli/C/2024/494/oj?locale=de
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A. in der Erwägung, dass Griechenland eine stabile konstitutionelle Demokratie mit einem 
modernen und robusten Sozialsystem sowie uneingeschränkt den in Artikel 2 EUV und 
in der Charta der Grundrechte verankerten Rechten und Werten verpflichtet ist2;

B. in der Erwägung, dass die Pressefreiheit und das Recht auf freie Meinungsäußerung in 
Griechenland durch Artikel 14 der griechischen Verfassung uneingeschränkt gewahrt 
werden und dass der Schutz von Journalisten ferner durch den Ethikkodex für 
journalistische Berufe sichergestellt wird, was das Engagement des Landes für die 
Wahrung demokratischer Grundsätze zeigt; in der Erwägung, dass sich dies in der in 
Griechenland bestehenden pluralistischen Medienlandschaft widerspiegelt;

C. in der Erwägung, dass Griechenland bei vier der fünf im Bericht der Kommission über 
die Rechtsstaatlichkeit 2022 enthaltenen Empfehlungen Fortschritte erzielt hat und die 
Rechtsstaatlichkeit und die Medienfreiheit weiter stärkt, und zwar durch die 
Digitalisierung des Justizwesens, Reformen zur Korruptionsbekämpfung, Maßnahmen 
zur Stärkung der Transparenz der Eigentumsverhältnisse im Medienbereich sowie bei 
der Zuweisung staatlicher Werbeausgaben, die Stärkung der 
Medienregulierungsbehörde und die Verbesserung des Arbeitsumfelds für Journalisten;

D. in der Erwägung, dass Maßnahmen zur Beendigung der Drohungen und Angriffe gegen 
Journalisten ergriffen wurden, einschließlich der Einrichtung einer Taskforce für den 
Schutz von Journalisten und die Stärkung ihrer Rolle;

E. in der Erwägung, dass der Europarat3 und die Organisation für Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa4 die interministerielle Absichtserklärung vom 23. Mai 2022 
über den Schutz, die Sicherheit und die Stärkung der Rolle von Journalisten und 
anderen Medienschaffenden sowie die Einrichtung einer Taskforce als Maßnahmen zur 
Verbesserung der Medienfreiheit und der Sicherheit von Journalisten begrüßt haben;

F. in der Erwägung, dass Griechenland eine Reihe von Maßnahmen ergriffen hat, um der 
Empfehlung (EU) 2021/1534 der Kommission zur Gewährleistung des Schutzes, der 
Sicherheit und der Handlungskompetenz von Journalisten und anderen 
Medienschaffenden in der EU5 sowie der Empfehlung CM/Rec(2016)4 des 
Ministerkomitees des Europarats zum Schutz des Journalismus und der Sicherheit von 
Journalisten und anderen Medienschaffenden nachzukommen;

2 Im Demokratieindex 2022 des Economist ist Griechenland im Vergleich zu 2021 um neun Plätze 
gestiegen und belegt nun den 25. Platz, womit das Land zu den leistungsstärksten Ländern zählt. So verzeichnete 
Griechenland von allen vom Index erfassten Ländern den fünftgrößten Anstieg.
3 Europarat, „How to protect journalists and other media actors? – Extended Implementation Guide to 
selected topics under Prevention and Promotion Pillars of the Guidelines of Recommendation CM/Rec (2016)4 
on the Protection of journalism and safety of journalists and other media actors“, Juli 2023.
4 OSZE – Büro für demokratische Institutionen und Menschenrechte, „Greece, Early Parliamentary 
Elections, 21 May 2023: Final Report“, 21. November 2023, S. 17.
5 Empfehlung (EU) 2021/1534 der Kommission vom 16. September 2021 zur Gewährleistung des 
Schutzes, der Sicherheit und der Handlungskompetenz von Journalisten und anderen Medienschaffenden in der 
Europäischen Union (ABl. L 331 vom 20.9.2021, S. 8).

https://edoc.coe.int/en/media/11645-how-to-protect-journalists-and-other-media-actors-extended.html
https://edoc.coe.int/en/media/11645-how-to-protect-journalists-and-other-media-actors-extended.html
https://edoc.coe.int/en/media/11645-how-to-protect-journalists-and-other-media-actors-extended.html
https://www.osce.org/odihr/elections/greece/558300
https://www.osce.org/odihr/elections/greece/558300
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G. in der Erwägung, dass Griechenland gemäß den Empfehlungen der Gruppe der Staaten 
gegen Korruption umfangreiche Änderungen an seinem Strafgesetzbuch und an seiner 
Strafprozessordnung vorgenommen hat, um diese an die aktuellen Umstände im 
Zusammenhang mit besonders schweren Straftaten anzugleichen und die durch die 
Fassung des Strafgesetzbuchs von 2019 verursachten Verzerrungen zu beheben;

1. stellt fest, dass die verfassungsrechtlichen und legislativen Schutzmechanismen für die 
Freiheit und den Pluralismus der Medien in Griechenland in den letzten Monaten durch 
eine Reihe von Gesetzesreformen und Verwaltungsmaßnahmen weiter gestärkt wurden;

2. begrüßt die Fortschritte Griechenlands bei der Umsetzung der in dem Bericht über die 
Rechtsstaatlichkeit 2022 enthaltenen Empfehlungen; begrüßt die erheblichen 
Fortschritte des Landes in Bezug auf die Offenlegung von Vermögenswerten durch 
Amtsträger; betont die Fortschritte des Landes in Bezug auf die Strafverfolgung und auf 
rechtskräftige Urteile in Korruptionsfällen; hebt die Einführung zusätzlicher 
Schutzmechanismen zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen und der physischen 
Sicherheit von Journalisten hervor; stellt fest, dass gewisse Fortschritte in Bezug darauf 
erzielt wurden, die Verhältnismäßigkeit der Registrierungsanforderungen für 
Organisationen der Zivilgesellschaft sicherzustellen, wodurch ein offenes 
Beschäftigungsumfeld für diese Organisationen erhalten werden soll6;

3. begrüßt die erfolgreiche Umsetzung der Richtlinie über audiovisuelle Mediendienste7, 
mit der unter anderem die Transparenz der Eigentumsverhältnisse im Medienbereich 
gestärkt und die Unabhängigkeit der Medienregulierungsbehörden sichergestellt 
werden; nimmt ferner zur Kenntnis, dass mit dem Gesetz 4779/2021 die 
Unabhängigkeit des Nationalen Rundfunk- und Fernsehrates von der Regierung und 
anderen staatlichen Stellen gestärkt und die Transparenz der Eigentumsverhältnisse im 
Medienbereich verbessert wurden; begrüßt die in den Gesetzen 5005/2022 und 
4915/2022 vorgesehenen neuen Schutzvorkehrungen gegen Marktkonzentration, mit 
denen die Transparenz der Eigentumsverhältnisse im Medienbereich und der staatlichen 
Werbung weiter gestärkt und zudem dazu beigetragen werden sollte, die über die 
Indizes für die Medienfreiheit wie etwa den Überwachungsmechanismus für 
Medienpluralismus 2023 ermittelten Risiken zu verringern;

4. begrüßt die Zusage Griechenlands, das Europäische Medienfreiheitsgesetz und die 
Richtlinie über strategische Klagen gegen öffentliche Beteiligung („SLAPP-Klagen“) 
vollständig umzusetzen;

5. begrüßt die Annahme einer interministeriellen Absichtserklärung über den Schutz, die 
Sicherheit und die Stärkung der Rolle von Journalisten und anderen 
Medienschaffenden; stellt fest, dass mit dieser Absichtserklärung ein gemeinsamer 
Rahmen mit legislativen und nichtlegislativen Initiativen für den Schutz und die 
Sicherheit von Journalisten sowie ein institutioneller Rahmen für die Planung, 
Überwachung und Bewertung der Umsetzung der Empfehlungen und Entschließungen 

6 Arbeitsunterlage der Kommissionsdienststellen, „Bericht über die Rechtsstaatlichkeit 2023 – 
Länderkapitel zur Lage der Rechtsstaatlichkeit in Griechenland“ (SWD(2023)0808), S. 3.
7 Richtlinie 2010/13/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 10. März 2010 zur 
Koordinierung bestimmter Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Bereitstellung 
audiovisueller Mediendienste (Richtlinie über audiovisuelle Mediendienste) (ABL. L 95 vom 15.4.2010, S. 1).
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der EU auf nationaler Ebene geschaffen werden, deren Ziel darin besteht, die 
Erfordernisse von Journalisten zu ermitteln und letztere zu stärken, weiterzubilden und 
für die Themen Gleichstellung in den Medien, persönlicher Schutz und digitale 
Kompetenz zu sensibilisieren;

6. hebt hervor, dass die Absichtserklärung auch die Einrichtung einer Taskforce vorsieht, 
deren Ziel darin besteht, die Sicherheit und Unabhängigkeit von Journalisten und 
anderen Medienschaffenden zu stärken8; begrüßt die Sensibilisierungs- und 
Überwachungsmaßnahmen der Taskforce im Hinblick auf die Sicherheit von 
Journalisten, die gemäß der Empfehlung (EU) 2021/1534 der Kommission auf den Weg 
gebracht wurden;

7. begrüßt die im Januar 2023 erfolgte Einrichtung eines internationalen 
Ausbildungszentrums für die Sicherheit von Journalisten und Medienschaffenden und 
dessen vielfältige Tätigkeiten;

8. nimmt die jüngsten Schritte Griechenlands zur Wahrung der Unabhängigkeit der 
öffentlich-rechtlichen Medien zur Kenntnis, insbesondere die Annahme des 
Gesetzes 5062/2023 (A 183), in dem die Bedingungen und Verfahren für die Ernennung 
von Direktoren und anderen höheren Führungskräften in Einrichtungen der öffentlichen 
Verwaltung festgelegt sind;

9. betont, dass der Panhellenische Journalistenverband im Zusammenhang mit den 
Tätigkeiten der Taskforce eine Beobachtungsstelle für SLAPP-Klagen eingerichtet hat, 
über die SLAPP-Klagen überwacht und verhindert und davon betroffene Journalisten 
unterstützt werden sollen;

10. ist der Ansicht, dass die jüngsten Bemühungen Griechenlands – in Form legislativer 
sowie nichtlegislativer Maßnahmen – dafür gesorgt haben, dass das Land Fortschritte 
beim Schutz von Journalisten erzielen konnte; erwartet, dass Griechenland seine 
diesbezüglichen Bemühungen fortsetzt;

11. begrüßt, dass der griechische Staat und die Journalistengewerkschaften im August 2022 
eine Einigung über einen Tarifvertrag erzielt haben, in dem die Arbeitsbedingungen für 
bei öffentlichen Einrichtungen und Stellen beschäftigte Journalisten festgelegt werden 
und die Bereitstellung von Sicherheitsausrüstung, Versicherungen und 
gehaltsunabhängigen Finanzleistungen sichergestellt wird;

12. begrüßt Maßnahmen zur Unterstützung von Journalisten, die diesen den Zugang zu 
formalem und wirksamem Sozialschutz ermöglichen, sowie andere praktische 
Unterstützungsmaßnahmen wie das Finanzierungsprogramm der griechischen 
Organisation für die zusätzliche Renten- und Krankenversicherung von Journalisten 
(EDOEAP);

8 Im Länderkapitel zu Griechenland des Berichts über die Rechtsstaatlichkeit 2023 wird festgestellt, dass 
die Einrichtung der Taskforce für den Schutz und die Stärkung der Rolle von Journalisten ein wichtiger Schritt 
ist und dass auch der Journalistenverband diese Auffassung teile (SWD(2023)0808).
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13. nimmt die laufenden Ermittlungen im Zusammenhang mit der Ermordung des 
Journalisten Giorgos Karaivaz am 9. April 2021 sowie die Festnahmen der 
mutmaßlichen Mörder zur Kenntnis; fordert die griechischen Behörden auf, ihre 
Bemühungen fortzusetzen, um alle Verantwortlichen für den Tod von Giorgos Karaivaz 
vor Gericht zu bringen; verurteilt aufs Schärfste, dass Journalisten aufgrund ihrer 
Tätigkeit in der EU und weltweit kriminalisiert, angegriffen oder gar getötet werden, 
und verweist in diesem Zusammenhang auf die Tötungen von Daphne Caruana Galizia 
am 16. Oktober 2017, Ján Kuciak und seiner Verlobten Martina Kušnírová am 
21. Februar 2018, Viktoria Marinova am 6. Oktober 2018 und Peter R. de Vries am 
15. Juli 2021; betont die entscheidende Rolle von Journalisten bei der Aufdeckung der 
Wahrheit, beim Schutz der Demokratie und bei der Beendigung der Kultur der 
Straflosigkeit; würdigt ferner alle Journalisten, die in den letzten Jahren in Europa 
getötet wurden;

14. stellt fest, dass Griechenland mit dem Gesetz 4990/2022, mit dem die Richtlinie über 
den Schutz von Hinweisgebern9 vollständig umgesetzt wurde, dafür sorgt, dass 
Personen, die Verstöße gegen das Unionsrecht melden, ein hohes Maß an Schutz 
genießen;

15. betont, dass Griechenland umstrittene Rechtsvorschriften – wie etwa Artikel 191 seines 
Strafgesetzbuchs – geändert hat, um Bedenken hinsichtlich der Verbreitung von 
Desinformation auszuräumen, was die Bemühungen des Landes um den Schutz der 
Rechte von Journalisten zeigt10;

16. nimmt zur Kenntnis, dass Griechenland seit der Annahme des Gesetzes 5002/2022 der 
erste EU-Mitgliedstaat ist, der den Verkauf, Besitz, Handel und Einsatz von 
Spähsoftware sowie damit verbundene Transaktionen in seinem Hoheitsgebiet untersagt 
und unter Strafe gestellt hat;

17. hebt hervor, dass Griechenland in den letzten Jahren eine politische Strategie zum 
Schutz der Außengrenzen der EU verfolgt hat, mit der unter anderem der Missbrauch 
des europäischen Asylsystems durch Schleuser verhindert werden soll; begrüßt, dass 
Griechenland parallel dazu einen fortschrittlichen Mechanismus zur Überwachung der 
Grundrechte entwickelt hat, mit dem die in den EU-Rechtsvorschriften festgelegten 
Mindeststandards deutlich übererfüllt werden;

18. weist darauf hin, dass die umfangreichsten Frontex-Einsätze in Griechenland stattfinden 
und dass das operative Umfeld dort erhebliche Herausforderungen birgt; betont jedoch, 
dass es Frontex gelingt, die Außengrenzen Europas zu schützen und gleichzeitig 
Tausende von Menschenleben zu retten;

19. bekräftigt, dass zivilgesellschaftliche Organisationen die engsten Partner Griechenlands 
sind, wenn es darum geht, Migration zu steuern und Asylverfahren auf 
menschenwürdige und effiziente Weise durchzuführen;

9 Richtlinie (EU) 2019/1937 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2019 zum 
Schutz von Personen, die Verstöße gegen das Unionsrecht melden (ABl. L 305 vom 26.11.2019, S. 17).
10 Arbeitsunterlage der Kommissionsdienststellen, „Bericht über die Rechtsstaatlichkeit 2023 – 
Länderkapitel zur Lage der Rechtsstaatlichkeit in Griechenland“ (SWD(2023)0808), S. 22.
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20. beauftragt seine Präsidentin, diese Entschließung dem Rat und der Kommission sowie 
der griechischen Regierung und dem griechischen Parlament zu übermitteln.


